
Berlin-Prenzlauer Berg

Harry Gnilka, Bürgermeister,
Rat des Stadtbezirkes:

Damit im Altbaugebiet 
sich jeder wohl fühlt
Die Genossen und Kollegen im Rat des Stadtbezirks 
Prenzlauer Berg in Berlin stellen in den Mittelpunkt 
ihrer Arbeit, gemeinsam mit den Bürgern alles zu 
tun, damit sich die Menschen wohl fühlen. Neben 
der Arbeit in den Betrieben, bei der Sicherung der 
Arbeiterversorgung, der gesundheitlichen Betreu­
ung der Werktätigen, den Maßnahmen der territo­
rialen Rationalisierung zur Erschließung weiterer 
Reserven in unserem Stadtbezirk, insbesondere bei 
der Produktion von Konsumgütern, liegt der 
Schwerpunkt unserer Arbeit, wie kann es anders 
sein, auf der Verbesserung der Wohnbedingungen 
der Bürger. Eine umfangreiche Arbeit wurde dazu 
seit dem VIII. Parteitag der SED geleistet. Hier be­
weisen sich für jeden sichtbar die Worte des Ge­
nossen Erich Honecker, „daß unter Führung der Ar­
beiterklasse und ihrer Partei, durch das Zusammen­
wirken aller mit ihnen verbündeten Kräfte in 35 Jah­
ren DDR mehr für ein besseres, sinnerfülltes Dasein 
der Bürger Berlins, für ihr hohes materielles und 
kulturelles Lebensniveau getan und erreicht wurde 
als in Jahrhunderten früherer Stadtgeschichte. Nie 
zuvor wurde hier so viel produziert, gebaut und re­
konstruiert wie in unserer Zeit, und nie zuvor ge­
schah dies zu dem alleinigen Zweck, dem Wohle 
des Volkes zu dienen."
An der Stelle alter Wohngegenden, die viele Berli­
ner schon gar nicht mehr kennen, befinden sich 
heute, neben unserem schönen, neu entstehenden 
Ernst-Thälmann-Park, die beiden größten Neubau­
gebiete des Stadtbezirks mit Kindereinrichtungen, 
Kauf- und Schwimmhalle, Jugendklub - bis zu 
Feierabendheimen, in denen sich die Menschen 
wohl fühlen.
Auf diese und viele weitere Ergebnisse zur Verbes­
serung des Lebens, die in Durchführung der Be­
schlüsse unserer Partei erreicht wurden, sind wir 
stolz. Zugleich verlangt das von uns Genossen im 
Rat des Stadtbezirks, die Anstrengungen zu verstär­
ken, um die Wohnverhältnisse in jenen Altbaugebie­
ten grundlegend zu verändern, in denen sich die im 
Rechenschaftsbericht der Kreisleitung genannten 
etwa 40 000 Wohnungen befinden, die noch ohne 
Bad und zum großen Teil mit Außentoiletten verse­
hen sind. Darum werden weit über 75 Prozent der 
Bau- und Reparaturkapazitäten auf die Wohnge­
biete konzentriert, in denen es noch die schlechte­
sten Wohnbedingungen gibt.
Die Instandsetzungs- und Modernisierungsarbeiten

in diesem Jahr, dem Jahr des XI. Parteitages, ver­
langen eine bessere Arbeit des Rates des Stadtbe­
zirks, seiner Parteiorganisation, der KWV und aller 
am Bau beteiligten Betriebe. Sie verlangen zugleich 
ein weitaus besseres Zusammenwirken der Abtei­
lung Wohnungspolitik mit der Leitung der AWG und 
vor allem den Wohnungskommissionen der Be­
triebe und der Wohngebiete. Noch gibt es große 
Reserven durch richtige Vergabe der Wohnungen. 
Viele Rentner, auch andere Bürger, möchten ihre 
Wohnungen tauschen oder in die untere Etage zie­
hen. Noch stehen Wohnungen nach Freiwerden zu 
lange leer. Mehr Rechte werden deshalb - darauf 
nahmen die Genossen unserer Parteiorganisation 
Einfluß - in diesem Jahr den Wohnungskommissio­
nen der Wohngebiete übertragen, insbesondere zur 
schnelleren Vergabe freistehender Wohnungen an 
Wohnungssuchende Bürger.

Rechtzeitig die Bürger informieren

Erste Schritte zur Erschließung dieser wichtigen Re­
serven wurden getan. In 5 Wohnungsverwaltungen 
der KWV arbeiten die Wohnraumlenker des Rates 
direkt mit, führen gemeinsame Sprechstunden für 
die Bürger durch, erfassen und vergeben an Ort 
und Stelle freiwerdenden Wohnraum und regeln 
alle Fragen dort, wo sie auftreten. Der Tausch- und 
Umzugsservice des Rates und der KWV wurde ein­
gerichtet und hat seine ersten Ergebnisse erzielt. 
Verlängerte Öffnungszeiten für alle Wohnungsver­
waltungen wurden eingeführt. Die Bürger haben 
auch an den Sonnabenden die Möglichkeit, ihre 
Probleme mit der zuständigen Wohnungsverwal­
tung zu beraten.
Eine der wichtigsten Aufgaben sehen wir Genossen 
des Rates des Stadtbezirks darin, daß unter persön­
licher Verantwortung des Stadtbezirksbaudirektors, 
des Stadtbezirksrates für Wohnungspolitik und des 
Direktors der KWV die rechtzeitige Information der 
Bürger über alle vorgesehenen Baumaßnahmen ge­
sichert wird. Das erachten wir als sehr wichtig, 
wenn unter bewohnten Bedingungen gebaut wird, 
damit der Bürger die Maßnahmen versteht und 
selbst mit Hand anlegt. Eine solche Arbeitsweise 
entspricht den Erfordernissen des neuen Gesetzes 
über die örtlichen Volksvertretungen.
Wenn Bauarbeiter des VEB Baureparaturen, wie die 
Brigaden Schirmer und Jarnetzki, von den Mietern 
zum Kaffee eingeladen werden und nach sauberer 
Qualitätsarbeit ein herzliches Dankeschön für ihre 
Arbeit entgegennehmen können, wie auf der Bau­
stelle Stahlheimer Straße 18, dann kommt darin be­
rechtigte Freude der Mieter über das Geleistete in 
der instand gesetzten oder modernisierten Woh­
nung zum Ausdruck.
Noch wurde eine solche zufriedenstellende Arbeits­
weise unserer Baubetriebe nicht überall erreicht. 
Deshalb konzentrieren sich die Genossen und die
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